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‘ Kläger und Revisionskläger,

gegen
°°°°U°ooooooooopooooo000oooooooooonoooooonooooooooo

Beklagte und Revisionsbeklagte„

hat der 425 Senat des Bundessozialgerichts auf
vdie mündliche Verhandlung vom 28° August 1965‚

an der mitgewirkt haben

1
Senatspräsiöent R a a c k

als Vorsitz 7ender„
Bundesric#ter Dro D a p p r i c h

-.und Bunäesriehter Pro 3 c h W a n k n‚a r t
als weitere Berufsrichterv

Bundessozialrichter Dr° L e d é r e r
{ _ .1

und Bundessozialrichter S c_h i e b e i
reis ehrenamtliche Richter?

für Recht eraa■nt

Das Urteil dee Landessozialgerichts Niedersachsen
Vom 8@ Februari1964‚wird mit den ihm zugrunde
liegenden Festetéllungen insoweit aufgehoben‚ ale

die Sache nicht durch de■_Vergleich vom heutigen
Tage erledigt—isto Insoweit wird die Sache zur

erneuten Verhandlung und Entscheidung an das Len—

dessozialgericht zurückvérwiesen°
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.
Der Rechtsstreit zwischen der Klägerin und der Beklagten

wegen Gewährung von Waisenrente ist äurch einen Zur Niederi

schrift.des erkennenden Senats am 280 August 4963 geschlos—

senen Vérgleich erledigt Wordeno Daher war nur noch der
Anspruch des Klägere auf Gewährung von Witwerrente streitig°

Die am 260 März 4958 verstorbene Versicherte, die Ehefrau

des Klägers„ war seit Jahren bis zum 28° Juli 4956 als
Kremplerin be8chäftigt° Ihr Bruttojahresarbeitsvérdienst

betrug in den Jahren

1948= 1 559,89 DM
1949= 2 498 05 DM
1950 = 20936;89 DM
1951= 5022992 DM
1952= 5002119 DM
4955 = 30659 CDM
1954= 5028u76 DM
4955 = 30464■ DM

undbis-zum280Juli
4956

= 2„025„88Dm„

Sie mußte wegenKrankheit diese Tätigkeit auf3eben° vom
4° Januar 4957 bis zu ihrem Tode erhi_elt sie Rente wegen
Bérufsunfähigkéit in Höhe von 449 30 DMmonatlich°

Der Kläger bezog_vön
Dezember 4948 bis Juni 4952

—abgeé

sehen von Zeiten kurzfri3tiger Beschäftigungén*—'Arbeitse
losenunterstützungäund bezieht seit dem 45 April 4952 In—

validehrenté in Höhe von anfangs 404,404DM„ vom 40 April

4955_an in Höhe von 446‚4o DMund in der Zeit vom 4° Januar

1957bis.zuä TodegäerVersichertenin Höhevon168„-=DM-
monatlioh einschließlich des Kinderzuschusses für die Toch—

terlngeo i ; ‘
}

Die Beklagte lehnte den Antrag des Klägers auf Gewährung

von Witweri ente äurch Bescheid vom 430 November 4958 mit

der Begrünéung ab,
ßaß

die verstorbene unmittelbar vor
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ihrem Tode nicht den Unterhalt der Familie überwiegend bestritten
habeo

Auf Klage hat das Sozialgericht (SG) in Osnabrück durch Urteil

vom 10 Äpril 1960 die Beklagte verurteilt, dem Kläger.Witwerren—
te vom 10 Mai 1958 an zu gewähren() Die Versicherte habe während

ihres jahrzehntelangen Arbeitslebens überwiegend den Unterhalt

der Familie bestritteno In keinanbedmümamen Verhältnis hierzu

stehe die Tatsache‚ daß während der verhältnismäßig kurzen Zeit

der zum Tode führenden Erkrankung der Kläger ein geringfügig
“öheres Einkommen als die Versicherte gehabt habeo

Auf die Berufung der Beklagten hat das Berufungsgericht durch
Urteil vom 80 Februar 1961 das Urteil des SG aufgehoben und die

hluge ebgewie$en; es hat die Revision zugelassenc Voraussetzung

für den An3pruch des Klägers auf Witwerrente sei5 daß die Ver—
sicherte überwiegend den Unterhalt der Familie bestritten habe°

„ann dies der Fall gewesen sein müsse, sei im Gesetz nicht gesagt0
die mit der Rechtsprechung des früheren Reichsversicherungsamts

"bereinstimmende Auffassung des Senats hierzu sei diese:

Die Hinterbliebenenrenten hätten den Zweck, den infolge des Todes

des Vereicherten weggefellenen Unterhalt zu ersetzen; der Unter—
haltsersatzfunktion der Hinterbliebenenrenten entspreehe es, daß

der Unterhalt bis zum Tode oder doch wenigstens bis zu einem

Zeitpunkt geleistet werden sein müsse‚ der vom Versicherungsfall'

des Todes noch nicht so weit zurückliege, daß dem Unterhalts—
beitreg infolge Zeitablaufs keine Bedeutung mehr beigemessen

werden könneo Die Versicherte häbe seit dem 10 Januar 1957 ein
niedrigeres Einkommen als der Kläger gehabt9 so daß sie von die—

cam Zeitpunkt ab bis zu ihrem Tode nicht überwiegend den Unter—
Halt der Familie bestritten habeo Es handle sich hierbei um einen

Zeitraum von 15 Mbnaten° Ein solcher Zeitraum könne nicht mehr

als verhältnismäßig kurz angesehen werdeno'

Gegen dieses Urteil richtet sich die Revision des Klägerso Er

rügt Verletzung der @@1266 der Reichsvereicherungsordnung (RVG)
und 128 deerOZialgerichtsgesetzes (SGG) und hat insbesondere
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ausgeführt: Die Unterhaltsgewährung seitens der Versicher—

ten habe niemals aufgehört; diese habe wenigstens während

dreier Jahrzehnte aus ihrem Arbeitsverdienst einen weit

überwiegenden Unterhaltsbeitrag für ihre Familiene ngehöri—

gen geleisteto Sogar noch an ihrem Todestag habe sie in

Gestalt der unmittelbar aus ihrer Erwerbstätigkeit stammenw
'den Rente ins Gewicht fallenden Unterhalt geleisteto Gegen“

über einer mehr als 303ährigen Beitragsleistung erscheine
ein Zeitraum Von nicht einmal 1 V4 Jahren

so geringfügig‚

daß ihm eine entscheidende Rolle_ nicht zuerkannt 7erden

sollte„ Es müsse für dien Feststellung? daß der Unterhalt

überwiegend bestritten worden sei? genügen, wenn die Ver—

sicherte wenigstens längere Zeit hindurch überwiegend zum
Lebensunterhalt beigetragen habe, und es könne nicht eine

verhältnismäßig kurze Unterbrechung in der Unterhalts—

leistung vor dem Ableben der Versicherten allein den Aus—

schlag gebenn Aber auch dann, wenn man die Zeit vom 40

Januar 1957 nie zum Tode der Versicherten (260 März 1958)
”in Betracht ziehe, sei eine Zweijahresfrist (BSG 5, 497,

'200) nicht überschritten‚ ganz abgesehen davon‚ daß die
Unterhaltsleistung auch zuletzt noch beachtlich im Ver—

hältnis zu seiner eigenen Renteneinnahme gewesen seio

Zudem sei nicht geklärt, ob die Versicherte nicht aus
ihrer früheren Erwerbstätigkeit ein Spar— oder Bankkonto

unterhalten habe und von dies em aus mit Zuschüssen für

den_Haushalt eingesprungen sei, ob sie nicht eventuell
ganz.für die Wohnungsmiete aufgekommen und vielleicht

*möbiliert abvermietet habe oder sonst noch aus irgendwel—

'ehen Einnahmequellen Unterhaltsmittel für den Haushalt

beigesteuert haben

Der Kläger'beantragt,

unter Aufhebung des Urteils des Landessczialge11chte
(LSG) Niedersachsen vom 8 Februar 1961 die Berufung
der Beklagten gegen das Urteil des SG in Osnabrü.ck
vom ? hp?ü 1960 a1s unbegr'dndet zoiucnzouc1scn?

_5“„
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hilfsweise,

die Sache unter Aufhebung des Berufungsurteils zur erneuten
Verhandlung undi 33ntscheid.ung an das LSG Niedersachsen zurück—‘
zuverweisen .

und
der Beklagten die außergerichtlichen Kosten des Verfahrens
aufzuerlegeno

Die Beklagte beantragt?

die Revision äes Klägers zurückzuweisen°

jie hält das angefochtene Urteil für zutreffende Zudem habe der

40 Senat des Bundessozialgerichts (BSG) durch Urteil vom 250 März

4964 — 4 HJ 15/60 — entschieden? maßgebende Zeit, in der Familien-

unterhalt überwiegend? doho mehr als zur Hälfte‚ von der Versicher—

‘e1 bestritten s in müsse? sei der letzte Dauerzustanda der seit
fer zuletzt in der Familie eingetretenen wesentlichen Änderung

.

H

“er Einkommensverhältnisse bis zum Toäe der Versicherten besten»

Jen habe° Dieser Gesichtspunkt‚ der sich zwar auf @ 1266 EVO be»

ziehe9 müsse auch hier angewandt werden° Seit der letzten wesent—

lichen Änderung der Einkommensverhältnisse habe die verstorbene

Versicherte nicht mehr als die Hälfte des Familienunt erhalte be—

;tritten„— Die in der Revisionsbegrändung enthaltene Rüge? das

136 habe den Sachverhalt nicht vollständig aufgeklärt? indem es
nicht festgestellt habe, ob die verstorbene Versicherte aus ihrer

früheren .Brverbstätigkeit ein Spar— od.er Bankkonto unterhalten

Nahe9 von dem aus sie mit Zuschussen für den Haushalt einsprin—

en konnte9 sei unbe gründeto Es werde auch jetzt nicht behauptet„

daß ein solches Konto vorhanden gewesen sei° Auch im Zeitpunkt ner

letzten mündlichen Verhandlung vor dem Berufungsgericht sei eine

e1artige Behauptung nicht sv.bstantiiert verabetragen werden? so

aß sich das LSG nicht habe dazu gedrängt fühlen müssen„ in die—

ser Richtung noch weitere Ermittlungen anzustellen°v

.? ‘
Der zulässigen Reviüäion

konnte der Erfolg insofern nicht versagt

bleibe en9 als das angefochtene Urteil soweit es die Revision des

hlhgers betrii ft? aufgehoben und die Seche insoweit zur erneuten
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Verhandlung und Entscheidung an das Berufungsgericht zu—

rückverwiesen werden mußteocv

Nach 5 4266 Abs„ 4 EVO erhält Witwerrente der Ehemann

'nach‚dem Tode seiner versicherten Ehefrau9 wenn die Ver—

storbene den Unterhalt ihrer Familie überwiegend bestrit—

ten hate "

Nach ständiger Rechtsprechung des BSG {BSG 449 429), die
inzwiSchen durch das Bundesverfassungegeri0ht (BVerfG)

mittelbar dadurch bestätigt werden ist‚ daß es zu dem
wörtlich übereinstimmenden % 45 Abs° 4 des Angestellten—

versicherungsgesetzee (AVG) im Ergebnis dieselbe Auffas—

sün$_vertreten hat (Urteil vom 240 Juli 4963
— 4 BVL 44/64;

4 BVL 50/57 *)ä verstößt @ 4266 Abso 4 EVO nicht gegen
Arto 5 des Grundgesetzes (GG)„

Allein zweifelhaft und streitig ist‚ ob-“die Verstorbene

den Unterhalt ihrer Familie überwiegend bestritten hat"o

Wenn auch in 5 4266 Abso 4 EVO kein Zeitraum genannt ist?

in welchem die Versicherte den Unterhalt ihrer.Familie

überwiegend bestritten haben muß‚ so kann doch nur der

letzte ZeitraUm vor dem Tode der Versicherten gemeint

sein‚ und zwar kommt es nach der ständigen Rechtsprechung

des BSG auf.denjenigen letzten Zeitraum an‚ von dem man
annehmen kann5 daß sich seine Umstände iortgesetzt hätten3

wenn die Versicherte nicht gestorben wäre, doho auf den

letzten wirtschaftlichen DaueraUstand vor dem Tode der

Versicherten„ Hihterbliebenenrenten haben den Zweck“) den
durch den Tod des Versicherten weggefallenen Unterhalt zu

ersetzeno Wegéefallener Unterhalt in diesem Sinne ist der—
jenige Unterhalt‚ den die Versicherte geleistet hätte„

wenn sie nicht gestorben wäreo Da infolge ihres Todes

nicht festgestellt werden kann‚ ob und in welcher Höhe

sie ohne diesen in der Zukunft Unterhalt geleistet hätte?

hat der Gésbtzgeber„de■.zu ihren Lebzeiten von ihr bem
%
f “= ;
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...”/..

strittenen Unterhalt als maßgebend dafür angesehen, ob Veitnerre:1t@

Lewährt wird in dem Gedanke1„ daß dieser voraussichtlich weiter

geleistet worden wäre? wenn sie nicht gestorben wäreo Die Zeit

vor dem Tode wird vom Gesetzgeber als symptomatisch dafür ange—
sehen‚ was in der eigentlich maßgebenden Zeit nach dem Tode

der Versicherten wahrscheinlich gewesen wäreo Dabei kann es nur

auf den letzten wirtschaftlichen Dauerzustand„-nicht aber auf

einen nur vorüoe% chenden wir schaftlichen Zustand ankommeno

denn nur von einem Daueraustand kann-angenommen werden, daß er
sich fortgeset2t hätte‚ wenn die Versicherte nicht gestorben wäreo

Der letzte wirts cha.ftliche Dauer; zustand beginnt mit der letzten

aesentlichen Änderung der wirtschaftlichen Verhältnisse eines

Eamilienmitglieds mit Dauerwirkung vor dem Tode der Versicher—

ton und endet grundsätzlich mit dem Tode der Versicherten (BSG

149 129; SozR RVO % 4266 Aa?,
Nr° 2) Allerdings ist es, wie in

der ReChtsprechung von je11er anerkannt war, nicht in Jedem Falle

erforderlich, daß die-überwiegende Unterhaltsgewährung unmittel—

bar bis zum Tode gedauert hat; die Eigenschaft als Ernährerin

der Familie verliert die Versicherte nicht dadurch‚ daß sie

„anrend einer verhältnismäßig kurzen Zeit den überwiegenden
Unterhalt nicht gewährt hat (AN'1929 8° 224; EuM 53 30 54630

Der häufigste Fall dieser Art ist der‚ daß die zum Tode führen—

de Krankheit der Versicherten sie für eine gewisse Zeit gehin—

dert hat, den Unterhalt überwiegend zu bestreiten°

Zutreffend hat das Berufungsgericht angenommen‚ daß im vorlie—

genden Fall der letzte wirtschaftliche Dauerzustand vom 10 Januar

4957 bis zum 260 März 4958, dem Todestag der Versicherten‚ reichto
denn am. 10 Januar 19571 st eine wesentliche Änderung in den Ver—
hältnissen sowohl des Kläagers wie auch der Versicherten einge—

tretena Die Versicherte bezo03 seit diesem Zeitpunkt eine Rente

aus der Rentenversicherung der Arbeiter„ und die Rente des Klä—

gers ist auf Grund der Vorschriften des Arbeiter1e■tenversiche—

iun5s—NburooelungsgeseLzes (ArVNG) erhöht worden° Dagegen geht

es nicht an, wie der Kläger will, als letzten wirtschaftlichen
- _, „_ _ „

‘.
„, „Dauerzustana die Zeit vor dem 10 Januar 1957 nnd die Eolg ez7eit

i
-e—
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bis zum Tode der Versicherten als einen verhältnismäßig

kurzen_Zeitraum, der außer Betracht zu bleiben habe,_an—
zuseheno Denn dieser Zeitraum umfaßt rund 4 VÄ Jahre;
ein Zeitraum von einem Jahr und mehr kann aber im allge—
meinen nicht als verhältnismäßig kurz in diesem Sinne an—
gesehen werden (zu vgl(; 3023 RVG @ 1265 Aa 9 Nr° 9)o

wenn aueh insoweit dem Berufungsgericht zuzustimmen ist,

so war die Revision doch deshalb begründet, weil das Be—

rufungsgericht bei der Entscheidung der Frage, ob die Ver—

sicherte während dieses Zeitraums den Hnterhalt ihrer

Familie überwiegend bestritten hat‚ nur die Barleistungen

der Ehegatten, nicht aber den Wert der Haushaltsführung

und der Betreuung des Kindes berücksichtigt hato Das Be—

rufungsgericht befand sich bei seiner Entscheidung zwar
im Einklang mit der bisherigen Rechtsprechung einer Reihe

von Senaten des BSG‘) Diese Rechtsprechung ist jedoch in—

zwischen duroh das oben angeführte Urteil des BVerfG
überholto Danach ist 5 45 Abso.4 AVG unter Berücksichti—

gung des Arto 5 Abso 2 GG dahin auszulegcn‚ daß die Arbeit

der Frau als Mutter und Hausfrau mit ihrem tatsächlichen

Wert als Unterhaltsleistung mit zu berücksichtigen ist°

Wenn diese Entscheidung auch zu € 45 Abso 4 AVG ergangen
ist, so muß doch der mit dieser Vorschrift wörtlich über—

einstimmende % 4266 Abso 1 EVO ebenso ausgelegt werdeno
Das'Berufungsgericht wird nunmehr die hiernach noch er—
f01derlichen Tatsachenfeststellungen

zu treffen und er—

neut zu prüfen haben? ob die Versichert e den Unterhalt

ihrer Familie in diesem Sinne in der Zeit vom 40 Januar

1957 bis zu ihrem Tode überwiegend bestritten hat Sollte,
Ida die Vers Ä€‘icherte erkrankt war, auch der Kläger im Haus—

halt mit tätig gewesen und das Kind mit be:treut haben, so
Imüßte der Wert

dieser _Leistungen seinen Barleistungen
ebenfalls angerechnet werdeno‚

_9_
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Die Rüge.des Klägers? die Beklagte hätte feststellen müssen, ob

die Versicherte nicht aus einem etwa vorhandenen Vermögen Lei—

stungen erbrachthabe9 ist nicht genügend substa■tiiert und kann

daher nicht berücksichtigt werden0 Der Kläger wird aber nunmehr

Gelegenheit haben? nähere Darlegungen in dieser Hinsicht zu ma—
chen(} damit das Berufungsgericht gegebenenfalls die erforderli—

chen Ermittlungen anstellen kenne

Falls das Berufungsgericht den Anspruch des Klägers bejaht, wird

es zu beachten haben‚ daß die Rente nach 5 1290 Abs° 1 Satz ‚.1„
ioV;mo Satz 2 RVG mit dem 10 April 1958 und nicht erst - wie east

5G entschieden hat — mit dem 10 Mai 1958 beginnto

Die Foetenentseheidung bleibt dem abschließenden Urteil vorbe-

halteno
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